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Allgemeine Chronik

Sozialpolitik

Bevölkerung und Arbeit

Arbeitsmarkt

Seit Jahren wird das Thema des Fachkräftemangels immer wieder in den Medien
diskutiert. Besondere Aufmerksamkeit erhielt es im Juni 2023 im Rahmen einer
Medienkonferenz, in welcher der Präsident des Arbeitgeberverbandes, Valentin Vogt,
aufzeigte, dass im Juni 2023 rund 130'000 Stellen unbesetzt waren. Bis ins Jahr 2040
würden etwa 431'000 Personen auf dem Arbeitsmarkt fehlen, ergänzte der Präsident
von Economiesuisse, Christoph Mäder. Gemäss NZZ fehlten vor allem Fachleute mit
einer Berufslehre. Schweizweit waren gemäss Medien vor allem Arbeitskräfte im IT-
Bereich, in der Pflege und in der Gastronomie gefragt, während in der Romandie
insbesondere die Bereiche der Uhrenindustrie, der Mikropräzision und von Medtech
Probleme mit Fachkräftemangel aufwiesen, wie die französischsprachigen Zeitungen
berichteten. Bereits im August 2023 hatte eine Studie der Beratungsfirma PWC
zusammen mit dem Smart Government Lab der Universität St. Gallen prognostiziert,
dass bis 2030 rund 130'000 Fachkräfte im öffentlichen Dienst, also in Bildung,
Sicherheit, Gesundheitswesen und in der öffentlichen Verwaltung fehlen werden. 

Als Grund für den Fachkräftemangel nannten die Medien die Pensionierung der
sogenannten «Babyboomer», also von Personen, die zwischen 1946 und 1964 geboren
wurden. Von Jahr zu Jahr gehen mehr Arbeitnehmende in den Ruhestand, als junge
Menschen auf den Arbeitsmarkt kommen. Gemäss Arbeitgeberverband führten die
nicht besetzten Stellen zu Wertschöpfungsverlusten von CHF 5 Mrd. pro Jahr. Zudem
habe der Fachkräftemangel Folgen für die Finanzierung der Altersvorsorge, da weniger
Personen im Erwerbsalter für die Renten der Pensionierten aufkommen müssen, so der
Arbeitgeberverband weiter. 
Vertreterinnen und Vertreter von Wirtschaftsverbänden schlugen gegenüber den
Medien verschiedene Lösungen für das Problem vor. So solle man es beispielsweise
älteren Menschen ermöglichen, auch über das Rentenalter hinaus auf dem Arbeitsmarkt
zu bleiben. Weiter soll allen in der Schweiz ausgebildeten Fachkräften die Möglichkeit
gegeben werden, in der Schweiz zu arbeiten. Zudem soll die Einwanderung
ausgebildeter Personen nicht gestoppt werden. Schliesslich sollten auch die
Arbeitsbedingungen so angepasst werden, dass Familie und Beruf besser vereinbar
wären, wodurch Frauen in höheren Pensen arbeiten könnten. 1
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